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Schlussfolgerungen des EU-Bildungsministerrats zur Förderung 
von Medienkompetenz 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

im Rahmen des EU-Bildungsministerrats arn 30. Mai 2016 in Brüssel, 
an dem ich in meiner Funktion als Bundesratsbeauftragte teilgenom­
men habe, wurden Ratsschlussfolgerungen zur Entwicklung der Medi~ 
enkompetenz und des kritischen Denkens durch allgemeine und beruf­
liche Bildung angenommen. Die Ratsschlussfolgerungen sind ein Bei­
trag zur Umsetzung der Pariser Erklärung von März 2015, in denen die 
EU··Bildungsministerinnen und -minister Ziele zur Stärkung von politi­
scher Bildung und zur Vermittlung demokratischer Werte formulieren. 

Ich würde mich freuen, wenn Sie die Ratsschlussfolgerungen sowie die 
Pariser Erkläiung den Mitgiiedern des Ausschusses für Schule und 
Weiterbildung zur Verfügung stellen könnten. 

Mit freundlichen Grüßen 

I 

Sylva Löhrmann 
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Erklärung zur Förderung 
von Politischer Bildung 

und der gem insamen Werte 
von Freiheit, Toleranz 

und Nichtdiskriminierung 



Erklären wir, die für die Bildung zuständigen Minister, 
und der Kommissar für allgemeine und berufliche Bildung, Kultur, 
Jugend und Sport, 
hiermit: 

Als Reaktion auf die Terroranschläge in Frankreich und Dänemark zu Beginn dieses Jahres, und 

im Ge~enken an ähnliche Schr~ckenstaten in Europa in ~er jüngeren Vergangenh~it, bekräftigen 
wir unsere Entschlossenheit, uns gemeinsam für die Stärkung unserer Grundwerte einzusetzen, 

die ein zentrales Anliegen der Europäischen Union sind: Achtung der Menschenwürde, Freiheit 
(vor allem freie Meinungsäußerung), Demokratie, Gleichheit vor dem Gesetz (vor allem zwischen 

Frauen und Männern), Rechtsstaat und Achtung der Menschenrechte. Diese Werte werden von 

den Mitgliedstaaten geteilt - in einer europäischen Gesellschaft, die sich durch Pluralismus, 

Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und 
Männern auszeichnet. 

Die direkte Reaktion unserer Länder war außergewöhnlich. Nun ist es an der Zeit, den nächsten 

Schritt zu machen. Wir in Europa können stolz auf die Bewältigung vergangener Konflikte sein. 
Nun geht es jedoch erneut darum, Herausforderungen, wie den Schutz und die Stärkung des 
europäischen Freiheitsgeistes anzunehmen, der es gemäß den Werten der Union versteht, 
kritisches Denken und die Achtung der Mitmenschen in Einklang zu bringen. 

Unsere größte Herausforderung ist der Schutz des Pluralismus unserer Gesellschaf1en, wofür 
konkrete Maßnahmen auf europäischer, nationaler, regionaler und 'lokaler Ebene nötig sind. 

Wir, die Bildungsminister und der europäische Kommissar, stehen bei der Weitergabe der 

humanistischen und demokratischen Werte, für die wir gemeinsam stehen, ganz besonders 

in der Pflicht. Wir setzen uns gemeinsam dafür ein, Gedankenfreiheit und das Recht auf freie 

Meinungsäußerung zu verteidigen, soziale Eingliederung und die Achtung der Mitmenschen zu 

fördern: sowie Diskriminierungen jeglicher Art vorzubeugen und zu bekämpfen. 

Deshalb rufen wir zur Verstärkung der Bemühungen auf, die Vermittlung und Aneignung dieser 

Grundwerte bereits vom frühen Kindesalter an zu verstärken, und daran zu arbeiten, durch 

entsprechende Bildung integrativere Gesellschaften zu schaffen. 

Das wichtigste Ziel der Bildung ist nicht nur das Vermitteln und das Fördern von Kenntnissen, 

Fähigkeiten, Kompetenzen, Verhaltensweisen und demokratischen Grundwerten. Ihr obliegt 

es auch, jungen Menschen, gemeinsam mit den Eltern und Familien, zu ermöglichen, aktive, 

verantwortungsbewusste und weltoffene Mitglieder der Gesellschaft zu werden. 

Die Jugend stellt unsere Zukunft dar. Deshalb muss sie diese auch gestalten können. Nur 
gemeinsam kann es uns gelingen, Ausgrenzung, Intoleranz, Rassismus und Radikalisierung 

vorzubeugen und zu bekämpfen und uns für Chancengleichheit einzusetzen. Dazu müssen wir 

den Initiativgeist und das Engagement der jungen Menschen stärken und die gemeinsamen 

Grundwerte bekräftigen, die unseren Demokratien zugrunde liegen. 

Dies ist eine hehre und große Herausforderung, die wir gemeinsa.m annehmen müssen. 



Wir stimmen ZU, unsere Maßnahmen im Bildungsbereich mit 
folgenden Zielsetzungen zu stärken: 

1 - Dafür zu sorgen, dass sozialer Zusammenhalt, individuelle Bildungsprozesse und 

aktive Beteiligungsmöglichkeiten durch Bildungsangebote gestärkt werden, indem jene 
Grundwerte und Prinzipien vermittelt werden, die die Grundlage unserer Gesellschaften 
bilden; 

2 - Eine' umfassende Bildung für alle Jugendlichen zu gewährleisten, die Rassismus und jede 

Art von Diskriminierung bekämpft, die Demokratie und Menschenrechte fördert und die 

Jugendlichen lehrt, Unterschiede in Meinungen, Überzeugungen, im Glauben und den 
Lebensweisen zu verstehen und zu akzeptieren, und Rechtsstaatlichkeit, Vielfalt sowie 

Geschlechtergerechtigkeit zu respektieren; 

3 - Die Fähigkeiten und Kompetenzen von Jugendlichen zu stärken, um kritisches Denken 
und Urteilsvermögen zu entwickeln, sodass sie speziell im Zusammenhang mit der 

Nutzung des Internets und sozialer Netzwerke in der Lage sind, Realitäten zu begreifen, 

Fakten von Meinungen zu unterscheiden, Propaganda zu erkennen und jeder Art von 
menschenverachtender ideologischer Beeinflussung und Hasstiraden zu widerstehen; 

4 - Geografische, soziale und bildungspolitische Rahmenbedingungen zu bekämpfen, die 
zu Benachteiligungen und Hoffnungslosigkeit führen und Nährboden für Extremismus 
bereiten, indem man allen Jugendlichen die Fähigkeiten, Kompetenzen und Kenntnisse 

vermittelt, die für ihren Weg in eine berufliche Zukunft und in ein erfolgreiches Leben 

in der Gesellschaft nötig sind, und indem man Maßnahmen zur Verringerung der 
Schulabbrecherquote und zur verbesserten sozialen und beruflichen Integration junger 

Menschen fördert; 

5 - Den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen allen Akteuren des Bildungswesens, 

insbesondere der Eltern, Familien und Anlaufstellen, zu fördern, und Eigeninitiative 

und Engagement der jungen Menschen zur Entwicklung und Stärkung von sozialem 

Zusammenhalt zu unterstützen; 

6 - Lehrkräfte in ihrer Arbeit und ihren Kompetenzen zu unterstützen und zu fördern, damit sie 

in der Lage sind, gegen jede Art von Diskriminierung und Rassismus Position zu beziehen, 
Jugendliche zu einem kritischen Umgang mit den Medien heranzuführen, den Bedürfnissen von 
Schülern und ihren vielfältigen Hintergründen Rechnung tragen, um gemeinsame Grundwerte 
zu vermitteln und um Rassismus und Intoleranz vorzubeugen und bekämpfen. 



F ER E 

Aucn wenn die Zuständigkeit für die Bildungssysteme und deren Inhalte in den Mitgliedsstaaten 
verbleibt, so ist die Zusammenarbeit auf europäischer Ebene in diesem Bereich entscheidend 

für die Bewältigung gemeinsamer Herausforderungen. 

Es besteht die Notwendigkeit an Zusammenarbeit und Koordinierung, an Erfahrungsaustausch 
und an.Gewährleistung, dass die besten Ideen und Praktiken innerhalb der Europäischen Union 

verbreitet und ausgetauscht werden können, um: 

1 -. zu gewährleisten, dass. Kinder und Jugendliche. durch Vermittlung von ~emokratischen 
Werten und Grundrechten, sozialer Eingliederung, Nicht-Diskriminierung und aktiver 

Beteiligung, soziale, demokratische und interkulturelle Kompetenzen erlangen; 

2 - kritisches Denken und Medienkompetenz, vor allem im Zusammenhang mit der Nutzung 

von Internet und sozialen Netzwerken, zu erweitern, um dadurch Bewusstsein und 

Haltungen gegen jede Art von Diskriminierung und menschenverachtender ideologischer 
Beeinflussung zu entwickeln; 

3 - die Bildungschancen von benachteiligten Jugendlichen und jungen Menschen m;t 
besol1deren Bedürfnissen zu fördern, indem wir darauf achten, dass unsere formalen und 

non-formalen Bildungsangebote ihren Bedürfnissen Rechnung tragen; 

4 - den interkulturellen Dialog in allen Formen des Lehren und Lernens und in Zusammenarbeit 
mit allen anderen Politikbereichen und wichtigen Akteuren zu fördern. 

Diese Zielsetzungen können folgendermaßen gefördert werden: 
_ durch den strategischen Rahmen "Allgemeine und berufliche Bildung 2020" (ET 2020), 

durch seine Prioritäten, durch Peer Learning und den Austausch und die Verbreitung guter 

Praktiken; 
_ durch das Programm Erasmus +, insbesondere durch Förderung der Mobilität von 

Schülern, Studierenden und Lehrenden; durch strategische Partnerschaften und 

Kooperationsplattformen für Schulen; sowie durch Dialog und gemeinsame Projekte von 

Politischer Bildung, Freiwilligenarbeit und Jugendaustausch; 

sowie durch: 
_ andere Finanzierungsinstrumente der EU für bildungsverwandte Bereiche, wie das Programm 

Horizon 2020 (speziell mit seinen Säulen "Gesellschaftliche Herausforderungen" und 

"Wissenschaft mit und für die Gesellschaft") oder der Rahmen für die Zusammenarbeit im 
Jugendbereich in Europa, als auch die Nutzung einer engeren Zusammenarbeit zwischen 
Bildung und anderen anzusprechenden Bereichen, wie Kultur, Sport, Beschäftigungspolitik, 

soziale Wohlfahrt, Sicherheit und weitere Möglichkeiten der sozialen Integration; 

_ Sensibi~isierung und Förderung der Zusammenarbeit in der Z~vilgesellschaft und mit den 

Sozialpartnern; 
_ das Eröffnen möglicher Synergienim Rahmen der laufenden Arbeiten des Europarates im 

Bereich der Politischen Bildung und der interkulturellen Verständigung. 

Wir ersuchen den Rat für Bildung, Jugend, Kultur und Sport, bei seinem nächsten Treffen am 18. 

und 19. Mai 2015 über Folgemaßnahmen zu dieser Erklärung zu diskutieren. 
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Entwicklung der Medienkompetenz und des kritischen Denkens durch 
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- Schlussfolgerungen des Rates (30. Mai 2016) 

--------

Die Delegationen erhalten anbei die Schlussfolgerungen des Rates zur Entwicklung der Medien­

kompetenz und des kritischen Denkens durch allgemeine und berufliche Bildung, die der Rat auf 

seiner 3471. Tagung vom 30./31. Mai 2016 angenommen hat. 
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Schlussfolgerungen des Rates 

zur 

Entwicklung der Medienkompetenz und des kritischen Denkens 

durch allgemeine und berufliche Bildung 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION-

UNTER HINWEIS AUF 

ANLAGE 

Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union, der wie folgt lautet: "Die Werte, auf die" 

sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleich­

heit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der 

Personen, die IVlinderheiten angehören"; 

EINGEDENK 

der Pariser Erklärung vom 17. I\tlärz 2015, 1 in der hervorgehoben wird, dass es gilt, "die F ähig­

keilen von Jugendlichen zu stärken, kritisch zu denken und Urteilsvermögen zu entwickeln, so dass sie 

speziell im Zusammenhang mit der Nutzung des lnternets und der sozialen Netzwerke in der Lage sind, 

Gegebenheiten zu erfassen, Tatsachen von Meinungen zu unterscheiden, Propaganda zu erkennen und 

jeder Art von ideologischer Beeinflussung und Hasstiraden zu widerstehen"; 

Erklärung zur Förderung von staatsbürgerlicher Bildung und der gemeinsamen Werte von Frei­
heit, Toleranz und Nichtdiskriminierung, Paris, 17. März 2015. 
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des gemeinsamen ET-2020-Berichts vom 15. Dezember 20152
, in dem es heißt, dass Folge­

rnaßnahmen zu der Pariser Erklärung zu den obersten Prioritäten im neuen Arbeitszyklus 

(2015-2020) zählen, wobei dazu "gemeinsame Analysen, gegenseitiges Lernen (Peer Learn­

ing), Zusammenkünfte, die Weitergabe bewährter Verfahren und konkrete Maßnahmen 

gehören,jür die (. . .) Mittel (..) bereitgestellt werden"; 

der Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit­

gliedstaaten vom 24. Februar 2016 zur Förderung der sozioökonomischen Entwicklung und 

Inklusion in der EU durch Bildung3
, in der sie sich dazu bekennen, dass "die digitale und 

. mediale Kompetenz sowie d;e Fähigkeit zu kritischem Denken (..) bei jungen Menschen 

zusammen mit ihren sozialen und staatsbürgerlichen Kompetenzen gefördert werden" sollten; 

UND IN ANBETRACHT 

2 

3 

4 

der Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zu 

Schlüsselkompetenzen tur lebensbegleitendes Lernen4
, wonach folgende Kompetenzen zu den 

Schlüsselkompetenzen zählen, die alle Bürger erwerben sollten: "Computerkompetenz", die 

eine "kritische und reflektierende Einstellung gegenüber den verfügbaren Informationen und 

eine verantwortungsvolle Nutzung der interaktiven Medien" erfordert. "soziale Kompetenz und 

Bürgerkompetenz", wozu auch die Fähigkeit gehört, "unterschiedliche Standpunkte ( ... ) zu ver­

stehen und "die Bereitschaft, die Werte ( ... ) anderer zu respektieren", und I'Kulturbewusstsein 

und kulturelle Ausdrucksfähigkeit", die "ein Identitätsgefühl" als "Grundlage für Respekt und 

eine affine Haltung gegenüber der Vielfalt des kulturellen Ausdrucks" einschließt; 

ABI. C 417 vom 15;12.2015, S. 25-35. 
ABI. C 105 vom 19.3.2016, S. 1-4. 
ABI. L 394 vom 30.12.2006, S. 10-18. 
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5 

6 

7 

seiner Schlussfolgerungen vom November 2012 zur Europäischen Strategie fUr ein besseres 

Internet für Kinder5
, in denen er unterstrichen hat, dass "dem Bi/dungswesen sowie den Eltern 

die wichtige Aufgabe zufällt, die Kinder dabei zu unterstützen, die vom Internet gebotenen 

Möglichkeiten nutzbringend und kreativ auszuschöpfen, aber auch die im Internet anzutreffen­

den Risiken zu erkennen und mit ihnen umzugehen", und dass "Lehrer und Eltern ihrerseits 

auch Unterstützung und Schulung benötigen, und zwar nicht nur, um mit den raschen und 

unvorhersehbaren Veränderungen im virtuellen Leben der Kinder, sondern auch mit den sich 

ständig weiterentwickelnden neuen Technologien Schritt halten zu können"; 

der Mitteilung der.Kommission vom Januar 2014 über die "Prävention der zu Terrorismus und 

gewaltbereitem Ex.tremismus fiihrenden Radikalisierung,,6, in der unter den wichtigsten Maß­

nahmen, die zur Radikalisierungsprävention ergriffen werden sollten, unter anderem Folgendes 

genannt wird: eine "engere Zusammenarbeit mit der Zivi/gesellschaft und dem pr'ivaten Sektor 

zur Bewältigung der Herausforderungen des Internets" und größere Anstrengungen, "umjunge 

Leute zu einer kritischen Haltung gegenüber extremistischem Gedankengut zu bewegen"; 

seiner Schlussfolgerungen vom November 2014 zur europäischen audiovisuellen Politik im 

digitalen Zeitalter7
, in denen er die Kommission und die Mitgliedstaaten ersucht, "die bewähr­

ten Veljahren und die Forschung betreffend die Aufnahme der Medienkompetenz in die formale 

allgemeine und berufliche Bi/dung sowie in das nicht formale und informelle Lernen zu 

fördern"; 

ABI. C 393 vom 19.12.2012, S. 1 i-14. 
Dok.5451/14. 
ABl.C 433 vom 3.12.2014, S. 2-5. 
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der Schlussfolgerungen des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 

Mitgliedstaaten zur Rolle des Jugendsektors bei einem integrierten und bereichsübergreifenden 

Ansatz zur Prävention und Bekämpfung der in Gewaltbereitschaft mündenden Radikalisierung 

junger Menschen, in dem die Mitgliedstaaten und die Kommission ersucht werden, junge Men­

schen bei Folgendem zu unterstützen: der Bekämpfung extremistischer Einflüsse im Internet 

und in sozialen Medien und der Entwicklung von kritischem Denken sowie von einschlägigen 

. Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompetenzen, um die verschiedenen Quellen und Absichten 

hinter den angebotenen Informationen zu erkennen, einschließlich Propaganda und Hassrede8
-

VERTRITT FOLGENDE AUFFASSUNG: 

Das Internet - und insbesondere die sozialen Medien - bieten bespiellose, nahezu unbegrenzte 

Möglichkeiten, Wissen und Ideen zu teilen. Sie ermöglichen einen unmittelbaren Zugriff auf einen 

riesigen Bestand von Informationen und aufvielfaltige Quellen und können dadurch Meinungen, 

Einstellungen und \Vahrnehmungen erheblich beeinflussen. Sie bieten zudem jedem eine Plattform, 

auf der er selbst Inhalte schaffen, teilen und veröffentlichen kann, und tragen somit dazu bei, dass 

sich Talente entfalten und Kreativität und Innovation gefördert werden. 

Heutzutage ist das Internet leicht und ständig zugänglich, wobei die Menschen, insbesondere junge 

Menschen, mehr und mehr Zeit onIine verbringen.9 Virtuelle Gemeinschaften und Kontakte - vor 

allem über die sozialen Medien und Instant Messaging - werden immer wichtiger. 

8 

. 9 
Dok.9640/16 . 
Über die Hälfte aller Europäer nutzen soziale Netzwerke; die Mehrheit dieser Nutzer ist jung. 
84 % der Europäer unter 30 Jahren nutzen soziale Medien und je jünger sie sind, um so stärker 
nähert sich dieser Anteil 100 0/0. 
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WEIST VOR DIESEM HINTERGRUND AUCH AUF FOLGENDES HIN: 

Die Medienkompetenz - d.h. sämtliche technischen, kognitiven, sozialen, staatsbürgerlichen und 

kreativen Fähigkeiten, die uns den Zugang sowohl zu den traditionellen und als auch zu den neuen 

Medien und den kritischen Umgang und die Interaktion mit ihnen ermöglichen lO 
- gewinnt zuneh­

mend an Bedeutung. Sie geht Hand in Hand mit einer aktiven Teilnahme am demokratischen 

Leben, mit Bürgersinn und mit der Fähigkeit, sich eigenständig und kritisch ein Urteii zu bilden und 

die eigenen Handlungen zu reflektieren, und kann daher die Widerstandsfähigkeit junger Menschen 

gegen extremistisches Gedankengut und Desinformation stärken. 

. . . . 
Digitale Kompetenz, die eine selbstbewusste, kreative und kritische Nutzung von IKT einschließt, 

ist ein wesentlicher Bestandteil der Medienkompetenz. Aus einer geringen digitalen Kompetenz 

können Nachteile erwachsen, und zwar nicht nur auf dem Arbeitsmarkt, wo rur nahezu jeden 

Arbeitsplatz eine gewisse digitale Kompetenz erforderlich ist, sondern auch in der Gesellschaft im 

Allgemeinen. Es besteht somit ein eindeutiger Zusammenhang zwischen der Verbesserllng der 

digitalen Kompetenz und den Bemühungen um mehr gesellschaftliche Inklusion und Kohäsion. 

Die Medienkompetenz, verbunden mit Lese-, Schreib- und Kommunikationskompetenzen im All­

gemeinen, umfasst auch andere wichtige Kompetenzen, insbesondere soziale und staatsbürgerliche 

Kompetenzen, die eindeutig mit kritischem Denken zusammenhängen und Menschen in die Lage 

versetzen, Vielfalt zu schätzen und die Ansichten und Werte anderer zu ach~en, aber auch Kultur­

bewusstsein und kulturelle Ausdrucksfähigkeit, denen die Fähigkeit zugrunde liegt, die eigene Art 

und Weise der Meinungsäußerung mit der anderer Menschen, auch solcher mit einem anderen kul­

turellen Hintergrund, in Relation zu setzen. 

10 Diese Fähigkeiten ermöglichen es uns, kritisch zu denken, und dabei in wirtschaftlicher, sozia­
ler und kultureller Hinsicht an der Gesellschaft teilzuhaben undim demokratischen Prozess 
eine aktive Rolle zu übernehmen. Der Begriff der Medienkompetenz erstreckt sich auf unter­
schiedliche Medien - Fernsehen, Video, Radio, Presse -,die uns über unterschiedliche 
Kanäle - traditionelle Kanäle, Internet, soziale Medien erreichen und den Bedarf aller Alters­
gruppen zu decken suchen. 
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IST SICH FOLGENDER TATSACHEN BEWUSST: 

Obwohl digitale Kompetenz zunehmend unerlässlich wird, verfügen noch immer besorgniserregend 

viele Menschen nicht über ein Mindestmaß an digitaler Kompetenz ll
, weshalb sie dem Risiko von 

Arbeitslosigkeit und sozialer Ausgrenzung ausgesetzt sind. Dies kann zur Ent3tehung einer "digitale 

Kluft" beitragen, die zu sozialer und wirtschaftlicher Ungleichheit führen kann - eine echte Heraus­

forderung rür unsere Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung. 

Neben den vielen Vorteilen und Chancen, die sie bieten, bergen das Internet und die sozialen 

Medien auch potenzielle Bedrohungen und Gefahren, vor allem weil über sie Inhalte online verfüg­

bar werden~ die für Kinder und Jugendliche ungeeignet oder sogar schädlich sind, darunter Hass­

reden und Inhalte, die Gewalt verharmlosen. Zu den weiteren unerwünschten Begleiterscheinungen 

zählen Cyber-Grooming und Cyber-Mobbing, die das Wohlergehen und die Entwicklung von Kin­

dern erheblich beeinträchtigen und sich negativ auf ihre Bildungsleistungen auswirken können. 

Angesichts der jüngsten Terroranschläge in Europa und anderer extremistischer Gewalttaten berei­

tet insbesondere die Tatsache Sorgen, dass das Internet und die sozialen Medien extremistischen 

Gruppen aller Art beispiellose Möglichkeiten bieten, ihre Hassrede und Aufrufe zur Gewalt unge­

hindert zu verbreiten und bei desillusionierten Jugendlichen Gehör zu finden. Radikalisierung, die 

zu Gewalt führt, hat oft eine grenzüberschreitende Dimension, dehn Grenzen halten Extremisten­

netze nicht davor. ab, mit gefährdeten Jugendlichen in Kontakt zu treten. Zwar lässt sich gewalt­

bereiter Extremismus in all seinen Erscheinungsformen wohl kaum durch eine Anhebung des Bil­

dungsniveaus beseitigen, doch kann und sollte die allgemeine und berufliche Bildung einen Beitrag 

zur Radikalisierungsprävention leisten. 

Il In der EU verfügen 40~1o der Bürger über keine oder nur geringe digitale Kompetenzen; bei 
rund 900/0 der Arbeitsplätze in der EU wird jedoch ein Mindestmaß an digitalen Kompetenzen 
erwatiet. Der Erwerb dieser Kompetenzen wird somit zunehmend zu einer Voraussetzung 
dafiir, dass Arbeitnehmer Arbeit finden bzw. ihre Arbeit behalten. 
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IST SICH IN FOLGENDEM EINIG: 

Im Rahmen ihres allgemeinen Auftrags, junge Menschen auf die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt 

vorzubereiten und ihnen bei der Entfaltung ihrer Persönlichkeit zu helfen, kommt der allgemeinen 

und beruflichen Bildung die wichtige Aufgabe zu, junge Menschen beim Erwerb von Medienkom­

petenz und bei ihrer Entwicklung zu verantwortlichen Bürgern der Zukunft zu unterstützen. 

Ein zentraler Bestandteil des Bildungsauftrags ist es, jungen Menschen grundlegende Werte zu ver­

mitteln, wie sie etwa im Vertrag über die Europäische Union verankert sind, und dafür zu sorgen, 

dass sie offen und wissbegierig werden und bleiben und gleichzeitig in der Lage sind, selbständig 
. . . . 

und kritisch zu denken, auf Grundlage von Faktenwissen besonnen zu urteilen und extremistischen 

Parolen, Indoktrinierung und Desinformation zu widerstehen und entgegenzutreten. 

Das in der allgemeinen und beruflichen Bildung tätige Personal wird nur dann seine Relevanz 

behalten, wenn es ihm gelingt, auf allen Ebenen mit diesen raschen Entwicklungen Schritt zu halten 

und den Lernenden die Kompetenzen - Kenntnisse, Fähigkeiten, Einstellungen - und Werte zu ver­

mitteln, die sie benötigen, um auf Informationen und andere Medieninhalte, insbesondere im Inter­

net und in den sozialen Medien, zugreifen, diese interpretieren, erzeugen und sicher und verantwor­

tungsbewusst nutzen zu können. 

Umfassende Konzepte "für die gesamte Schule", in die die gesamte Schulgemeinschaft sowie 

andere relevante Interessenträger eingebunden werden, können von großem Nutzen sein, da der ver­

antwortungsvolle Umgang mit dem Internet und den sozialen Medien oft außerhalb des Klassen­

raums aufnicht-fonnalem und informellem Wege erlernt wird. 
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ERSUCHT DIE MITGLIEDSTAATEN, UNTER GEBÜHRENDER BEACHTUNG DES 

SUBSIDIARIT Ä TSPRINZIPS 

] . dazu aufzurufen, dass der Entwicklung der Medienkompetenz und des kritischen Denkens im 

Rahmen der allgemeinen und beruflichen Bildung auf allen Ebenen genügend Aufmerksamkeit 

geschenkt wird, und zwar auch durch Staatsbürger- und Medienkunde. 

2. zu versuchen, die digitale Konlpetenz bei Lernenden aller Altersstufen unter dem Gesichts­

punkt des lebenslangen Lernens zu verbessern, da dies eine wichtige Voraussetzung dafür ist, 

dass sie aktiv am demokratischen Leben in unseren modemen Gesellschaften teilhaben können 

und leichter einen Arbeitsplatz finden. 

3. zu prüfen, ob sie nicht neben ihren nationalen Rahmen und Instrumenten auch den europäi­

schen Referenzrahrnen tur digitale Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger, den Referenz­

rahmen des Europar~tes zu Kompetenzen für eine demokratische Kultur und den Bewertungs­

rahmen der UNESCO für globale Medien und Informationskompetenz nutzen können. 

4. sichere Lernumgebungen zu fördern, in denen sowohl online als auch offline kontroverse 

Themen offen diskutiert werden können und das Recht auf freie Meinungsäußerung gewahrt 

werden kann, und das Lehrpersonal zu befähigen, solche Diskussionen anzustoßen und zu 

moderieren. 

5. Lehrpersonal und Schulleiter auf allen Ebenen der allgemeinen und beruflichen Bildung darin 

zu bestärken, ihre eigene digitale Kompetenz im Rahmen der Erstausbildung und der beruf­

lichen Fortbildung weiterzuentwickeln und sich die benötigten pädagogischen Fähigkeiten 

anzueignen, damit sie neue Technologien und freie Lehr- und Lernmaterialien in ihrem Unter­

richt einsetzen und die Themen Medienkompetenz und kritisches Denken mit Lernenden aller 

Altersstufen und Bildungsschichten wirksam behandeln können. 
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6. den Kontakt zu Eltern und anderen Interessenträgern in der Gesellschaft im Allgemeinen zu 

suchen, um die digitale Kluft zwischen den Generationen zu verringern und eine gemeinsame 

Kultur des Dialogs und des gegenseitigen Verständnisses zu fördern. 

7. verstärkt auf Dialog, Zusammenarbeit und Partnerschaften zwischen dem Sektor der allgemei­

nen und beruflichen Bildung und dem Mediensektor - einschließlich Journalisten - sowie allen 

anderen einschlägigen Akteuren~ einschließlich der Zivilgesellschaft und Jugendorganisationen, 

zu setzen, da sich Medienkompetenz und kritisches Denken nur mit einem multidisziplinären 

Ansatz wirksam entwickeln können, wobei wohlgemerkt nicht-formales oder informelles 

Lernen hier e~ne wichtige Rolle spiel~n kann. 

8. innovative, kreative und partizipative Wege zur Entwicklung der Medienkompetenz und des 

kritischen Denkens im Rahmen der allgemeinen und beruflichen Bildung anzuregen, indem sie 

beispielsweise Forschungen anstellen und sondieren, welches Potenzial Kunst und Kultur, 

interkulturelle Ansätze und die Produktion von Schulmedien bieten, um Offenheit gegenüber 

anderen Kulturen und aktive Bürgerschaft zu fördern. 

ERSUCHT DIE MITGLIEDSTAATEN UND DIE KOMMISSION, IM RAHMEN IHRER 

JEWEILIGEN ZUSTÄNDIGKEITEN 

1. im Zusammenhang mit dem strategischen Rahmen ET 2020 weiterhin das ko[Jegiale Lernen 

(Peer-Learning) zu fördern, auch indem sie bewährte Verfahren im Bereich Medienkompetenz 

und kritisches Denken sammeln und verbreiten und gleichzeitig besonders darauf achten, dass 

Lernende, die benachteiligt sind oder Gefahr laufen, ausgegrenzt zu werden, tatsächlich erreicht 

werden .. 

2. rür eine kohärente Politik auf EU-Ebene im Bereich der l\tledienkompetenz zu sorgen, damit 

sich die Sachverständigen in den verschiedenen einschlägigen Politikbereichen - etwa in der 

Bildungs-, Jugend-, Kultur- und audiovisuellen Politik - sowie auf dem Gebiet der Terroris­

musbekämpfung in ihrer Arbeit ergänzen, wobei den Besonderheiten des Sektors der allgemei­

nen und beruflichen Bildung Rechnung zu tragen ist. 
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3. Anstrengungen zu unterstützen, das Lehrpersonal mit den Kompetenzen und Instrumenten aus­

zustatten, die es benötigt, um die Themen Medienkompetenz und kritisches Denken mit 

Lernenden aller Altersstufen und Bildungsschichten wirksam zu behandeln, unter anderem 

indem sie die Website SchoolEducation Gateway nutzen und über die eTwinning-Plattform für 

kollegiales Lernen werben. 

4. weiterhin m'it anderen multilateralen Gremien wie dem Europarat12
, der UNESCO und der 

OECD zusammenzuarbeiten und deren Arbeit zu berücksichtigen,· denn die Herausforderungen 

sind grenzüberschreitend und betreffen Länder innerhalb wie auch außerhalb der Europäischen 

Union. 

5. die Nutzung der Finanzierungsmöglichkeiten, die alle einschlägigen EU-Mittel und -Pro­

gramme, insbesondere Erasmus+, die Fazilität "Connecting Europe", die europäischen Struk­

tur- und Investitionsfonds sowie die Programme "Horizont 2020", "Kreatives Europa" und 

"Europa tur Bürgerinnen und Bürger" bieten, zu fördern, um diese Anstrengungen zu unter'­

stützen. 

12 Insbesondere im Rahmen der vom Ministerkomitee am 2. März 2016 verabschiedeten Strategie 
für die Rechte des Kindes 2016-2021, in der es auch um den Schutz und die Förderung der 
Rechte des Kindes im digitalen Umfeld geht. 
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